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Beschluss

in dem Verfahren

- Kläger -

gegen

den Kreisverband L.
    die Parteimitglieder des Kreisverbandes

- Beklagte -

wegen

Feststellungen

Az.: LSGHE-2013-12-28

hat das Landesschiedsgericht Hessen auf seiner Sitzung am 
09.04.2014 beschlossen:

Das Verfahren wird nicht eröffnet.



Begründung:

1. Sachverhalt

Der Antragsteller ist Mitglied der Piratenpartei, die Antragsgegner sind indes unklar.

Mit eMail vom 28.12.2013 trägt der Antragsteller vor:

Auf dem Kreisparteitag des Kreisverbandes L. hätten die Kassenprüfer zu Protokoll gegeben,
dass der Zahlungsverkehr lediglich auf Plausibilität geprüft worden sei. Nicht geprüft worden
sei allerdings, ob gemäß der Satzung zu jeder Zahlung ein Beschluss des Vorstands vorlag, was
zudem nicht eingefordert wurde. Die fehlerhafte Prüfung sei den Prüfern zwar aufgefallen,
dennoch habe man das fehlerhafte  Protokoll  als  Begründung für  die finanzielle  Entlastung
verwendet.

Er  ist  der  Ansicht,  durch  das  Akzeptieren  dieses  Vorgehens  würde  auch in  Zukunft  nicht
geprüft werden, ob die im betrachteten Zeitraum getätigten Zahlungen auf Grundlage eines
Vorstandsbeschlusses erfolgten. Er hält es im Rahmen einer erneuten Prüfung der Kasse für
erforderlich, die getätigten Zahlungen explizit auf die Rechtmäßigkeit durch Vorliegen eines
Vorstandbeschlusses zu prüfen.

Daneben ist er der Auffassung, Zahlungen durch den Schatzmeister hätten nur durch Vorlage
eines Vorstandbeschlusses zu erfolgen, welche während der Kassenprüfung nicht vorgelegen
hätten. Zudem sei  vom Kassenprüfer kein Hinweis erfolgt,  welche Vorstandsbeschlüsse zur
Zahlung  berechtigten.  Der  Schatzmeister  habe  es  versäumte,  die  entsprechenden
Vorstandsbeschlüsse mit den Zahlungen abzulegen. Er fürchtet die Haftung der Partei, sollte
sich  aufgrund  einer  Prüfung  durch  eine  Behörde  ergeben,  dass  einzelne  Zahlungen  ohne
Bemächtigung durch den Vorstand erfolgten, weil  eine finanzielle  Entlastung stattgefunden
habe. Diese Gefahr reduziere sich durch eine erneute Entlastung aufgrund einer korrekten
Kassenprüfung.

Der Kläger legt daneben dar, dass er nicht am Kreisparteitag anwesend gewesen sei und erst
durch  das  im  Dezember  2013  fertiggestellte  und  veröffentlichte  Protokoll  von  den
beschriebenen Vorgängen Kenntnis erlangt habe.

Er beantragt,

die  Feststellung,  dass  die  vor  dem  außerordentlichen  Kreisparteitag  des  ehemaligen
gemeinsamen Kreisverband G.-L. am 08.09.2013 durchgeführte Kassenprüfung  ungültig ist
und wiederholt werden muss;          
        
die Feststellung, dass die erfolgte Entlastung des Schatzmeisters durch die Parteimitglieder
ungültig ist und wiederholt werden muss.

Die Antragsschrift ist am 28.12.2013 im OTRS eingegangen.



2. Gründe:

Das Verfahren ist nicht zu eröffnen, weil die Klage nicht ordnungsgemäß gemäß § 8 Abs. 3 Ziff.
1 und 2 SGO erhoben wurde. Danach sind in der Klage der Antragsteller mit Name, Anschrift 
und weiteren Kontaktdaten zu bezeichnen, der Antragsgegner mit Name und Anschrift. Beides 
ist vorliegend nicht erfüllt.

Die Schiedsgerichtsordnung (SGO) stellt in soweit keine allzu großen formalen Anforderungen 
an den Kläger, die zu erfüllen auch von einem in juristischen Fragen nicht bewanderten Piraten
ohne weiteres erwartet werden kann.

Da die SGO diese Aufgabe ausdrücklich der Klagepartei auferlegt, kann es nicht Aufgabe des 
Gerichtes sein, sich diese Daten zu besorgen. Die Amtsermittlungspflicht aus § 10 Abs. 1 SGO 
greift insoweit nicht, zumal diese ausdrücklich nur für das eröffnete Verfahren geregelt ist.

Die Frist zur Korrektur der Klageschrift ließ der Antragsteller fruchtlos verstreichen.

Das Verfahren war somit nicht zu eröffnen.

Rechtsmittelbelehrung:
Gegen diesen Beschluss ist die sofortige Beschwerde möglich, § 8 Abs. 6 SGO. Sie ist mit einer
Frist von 14 Tagen beim Bundesschiedsgericht zu erheben.

Judith Seipel-Rotter Juergen Erkmann Emanuel Schach
Vorsitzender Richter


